
Die Kläger machen weiter geltend, die angefochtenen
Vorschriften verstießen gegen die Richtlinie 91/114. Nach
Artikel 8 dieser Richtlinie könnten die Mitgliedstaaten während
eines Zeitraums von zwölf Jahren Stoffe zulassen, die zwei
Jahre nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe der Richtlinie
bereits im Handel seien. Atrazin sei ein solcher Stoff. Wenn
inzwischen aber keine solchen Stoffe in Anhang I aufgen-
ommen worden seien, biete die Richtlinie 91/114 keine Rechts-
grundlage, um eine weitere Verwendung nach Ablauf des Zeit-
raums von zwölf Jahren zuzulassen. Mit den angefochtenen
Vorschriften habe die Kommission somit eine neue Grundlage
für eine weitere Zulassung von Atrazin geschaffen, obwohl sie
hierzu nach der Richtlinie 91/114 nicht befugt gewesen sei.

Die Kommission habe ferner gegen die Richtlinie 92/43 (3)
verstoßen, indem sie in die angefochtene Entscheidung keine
weiteren Beschränkungen betreffend die besonderen Schutzge-
biete, insbesondere das Netz „Natura 2000“ nach Artikel 3 der
Richtlinie 92/43, aufgenommen habe.

(1) ABl. L 78 vom 16.3.2004, S. 53.
(2) Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inver-

kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 19.8.1991,
S. 1).

(3) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).
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Die Italienische Republik hat am 11. Juni 2004 eine Klage
gegen die Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften einge-
reicht. Bevollmächtigter der Klägerin ist avvocato dello Stato
Danilo Del Gaizo.

Die Klägerin beantragt,

— die angefochtene Entscheidung für nichtig zu erklären;

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die vorliegende Klage richtet sich gegen die Entscheidung
C(2004)930 endg. vom 30. März 2004 betreffend das
Verfahren C62/2003 (ex NN 7/2003), mit der die staatliche
Beihilfe in Form von Dringlichkeitsmaßnahmen im Bereich der
Beschäftigung, die Italien auf der Grundlage des Decreto-legge
vom 14. Februar 2003, umgewandelt in das Gesetz Nr. 81 vom
17. April 2003, durchgeführt hat, für mit dem Gemeinsamen
Markt unvereinbar erklärt worden ist. Die Beklagte stellte insbe-
sondere fest, dass die betreffende Beihilfemaßnahme für die
Erwerber von in finanziellen Schwierigkeiten befindlichen

Unternehmen, die unter außerordentlicher Verwaltung stehen,
mindestens 1 000 Beschäftigte haben und bis zum 30. April
2003 einen Kollektivvertrag mit dem Ministerium für Arbeit
über die Genehmigung der Übertragung von Arbeitnehmern
geschlossen hatten, und für in finanziellen Schwierigkeiten
befindliche Unternehmen unter außerordentlicher Verwaltung,
die mindestens 1 000 Beschäftigte haben und die veräußert
werden, einen wirtschaftlichen Vorteil begründe.

Der klagende Staat macht zur Begründung seiner Klage
Folgendes geltend:

— Die in Rede stehende Beihilfe sei eine allgemeine
Maßnahme zur Förderung der Beschäftigung und verfälsche
als solche weder den Wettbewerb noch drohe sie ihn zu
verfälschen; daher stelle sie keine staatliche Beihilfe im
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG dar.

— Die Beurteilung der Vereinbarkeit der Beihilfe seitens der
Kommission werde durch die zeitliche Dauer der
Maßnahme widerlegt, die durch die Notwendigkeit gerecht-
fertigt sei, eine vorübergehende schwere Beschäftigungskrise
zu bekämpfen, und die in Anwendung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes auf den zur Bekämpfung strikt erforderli-
chen Zeitraum begrenzt sei.

— Verletzung der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung
und Umstrukturierung, da, was den Verkauf der Ocean SpA
an Brandt Italia angehe, Nummer 100 dieser Leitlinien
durch die Bestimmung, dass die Kommission die Vereinbar-
keit sämtlicher Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen,
die ohne Genehmigung der Kommission gewährt worden
seien, mit dem Gemeinsamen Markt zu prüfen habe,
ausdrücklich auf nicht gemeldete Beihilfen abstelle.

— Verstoß gegen die Verordnung (EG) Nr. 2204/2002 vom
12. Dezember 2002 über die Anwendung der Artikel 87
und 88 EG-Vertrag auf Beschäftigungsbeihilfen (1), da die
Beklagte die in Rede stehende Beihilfe nicht für mit dem
Vertrag vereinbar befunden habe.

(1) ABl. L 337 vom 13.12.2003, S. 3.
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Das Europäische Umweltbüro und die Stichting Natuur en
Milieu, Utrecht, Niederlande, haben am 9. Juni 2004 eine Klage
gegen die Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften einge-
reicht. Prozessbevollmächtigte der Kläger sind Rechtsanwälte
P. van den Biesen und B. Arentz.
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